
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 15.04.2026 
Fachbereich: Bürgerdienste 
Aktenzeichen:  

Vorlage: 001/2026/0053 
 
 
U n t e r r i c h t u n g s v o r l a g e
 
 Sitzungstermin TOP Status  

Brandschutz und allgemeine 
Hilfe Verbandsgemeinde Rhein-
Selz 

27.04.2026 1 Öff. zur Kenntnis 

Haupt- und Finanzausschuss 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

28.04.2026 5.1 Öff. zur Kenntnis 

Verbandsgemeinderat Rhein-
Selz 

07.05.2026 5.1 Öff. zur Kenntnis 

 
    

 
Anforderungen KatS-Verordnung 
 
Unterrichtungsvorlage: 
 
Vorwort und Einordnung: 
Nach der KatS-LVO richtet sich die konkrete Vorhaltung der Fähigkeiten in erster 
Linie an Landkreise und kreisfreie Städte; außerdem sind interkommunale 
Vorhaltung und gebietsübergreifende Zusammenstellungen auf Ebene der 
Rettungsdienstbereiche ausdrücklich vorgesehen. 
Normadressaten der KatS-LVO für diese Vorhaltung sind also vor allem Landkreise 
und kreisfreie Städte, nicht automatisch jede Verbandsgemeinde oder verbandsfreie 
Gemeinde. Die kommunalen Aufgabenträger wirken im Katastrophenschutz als 
vorgelagerte Ebene zu den Landkreisen und bauen ihre Fähigkeit auf eine 
angepasste Übernahme von Lagen durch die Landkreise zu ermöglichen. Die 
Fähigkeiten werden in der KatS-LVO den Landkreisen und kreisfreien Städten, teils 
den Rettungsdienstbereichen und teils dem Land zugeordnet. Die Verordnung 
erlaubt außerdem ausdrücklich interkommunale Vorhaltung. Das Bedeutet: Wer 
Katastrophenschutz in Rheinland-Pfalz belastbar planen will, darf nicht nur in den 
klassischen Kategorien Brandbekämpfung, Technische Hilfe, CBRN und 
Wasserrettung aus der Feuerwehrverordnung denken, sondern muss zusätzlich ein 
deutlich breiteres Spektrum an Fähigkeiten abbilden welches mit den 
übergeordneten Landkreisen abgestimmt sein muss. 
 
1. Ausgangslage 
Die Verbandsgemeinde ist gemäß dem Landesgesetz über den Brandschutz, die 
allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz Rheinland-Pfalz Aufgabenträger für 
den Brandschutz und die allgemeine Hilfe. 
Die Planung und Vorhaltung der hierfür erforderlichen Strukturen erfolgt regelmäßig 
auf Grundlage der Feuerwehrverordnung Rheinland-Pfalz, insbesondere unter 
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Berücksichtigung der örtlichen Gefahrenanalyse und der daraus abgeleiteten 
Feuerwehrbedarfsplanung. 
Parallel hierzu regelt die Landesverordnung über den Katastrophenschutz 
Rheinland-Pfalz die Vorhaltung von Fähigkeiten für den Katastrophenschutz auf 
Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte. 
   
2. Problemstellung 
Die klassische Feuerwehrbedarfsplanung bildet vorrangig die unmittelbare 
Gefahrenabwehr ab (Brandbekämpfung, Technische Hilfe, CBRN, Wasserrettung). 
Die Katastrophenschutzverordnung fordert hingegen darüber hinaus die Vorhaltung 
eines erweiterten Fähigkeitsspektrums, das insbesondere auf großflächige, 
langandauernde und komplexe Schadenslagen ausgerichtet ist. 
 Hierzu zählen insbesondere: 

• Führungs- und Führungsunterstützungsstrukturen (z. B. interdisziplinäre 

Führungsstäbe) 

• Fähigkeiten des gesundheitlichen Bevölkerungsschutzes 

• Betreuungs-, Unterbringungs- und Verpflegungsstrukturen 

• logistische Unterstützungsfähigkeiten 

• Warnung und Information der Bevölkerung 

• spezialisierte Sonderfähigkeiten 

Diese Fähigkeiten sind nach der Systematik der Katastrophenschutzverordnung 
grundsätzlich auf Ebene des Landkreises zu organisieren. 
 
Tatsächlich werden sie jedoch operativ maßgeblich durch kommunale Strukturen 
getragen, insbesondere durch: 

• Feuerwehren 

• kommunale Liegenschaften und Infrastruktur 

• Personal der Verwaltung 

 
Daraus ergibt sich eine strukturelle Lücke: 
Die kommunale Bedarfsplanung berücksichtigt diese Anforderungen bislang 
häufig nicht systematisch. 
  
3. Rechtliche Einordnung 
Die KatS-LVO RLP verpflichtet zur Vorhaltung definierter Fähigkeiten für den 
Katastrophenschutz (vgl. insbesondere Anlage 1). 
Ergänzend konkretisiert die hierzu erlassene Vollzugssystematik, dass diese 
Fähigkeiten: 

• alarmierbar 

• interoperabel 

• durchhaltefähig 

• sowie überörtlich einsetzbar 

vorzuhalten sind. 
Gleichzeitig verpflichtet das LBKG die kommunalen Aufgabenträger, im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit eine leistungsfähige Gefahrenabwehr sicherzustellen. 
In der Gesamtschau ergibt sich daraus: 
Auch wenn die formale Zuständigkeit für den Katastrophenschutz beim Landkreis 
liegt, besteht eine faktische Mitverantwortung der kommunalen Ebene bei der 
Sicherstellung dieser Fähigkeiten. 
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4. Bewertung 
Die Anforderungen aus Feuerwehrrecht und Katastrophenschutzrecht sind derzeit in 
der Praxis häufig nicht ausreichend verzahnt. 
Insbesondere bestehen Defizite in folgenden Bereichen: 

• fehlende systematische Einbindung von Verwaltungsstrukturen in die 

Gefahrenabwehrplanung 

• unzureichende Betrachtung von Durchhaltefähigkeit bei langandauernden 

Lagen 

• fehlende konzeptionelle Erfassung von: 

o Notstromversorgung kritischer und kommunaler Infrastruktur 

o Warn- und Informationsprozessen 

o Versorgungs- und Logistikstrukturen 

• Fehlende Ausstattung  

Dies führt dazu, dass vorhandene Ressourcen im Ereignisfall nicht optimal wirksam 
werden können. Besonders wurde ein Bedarf identifiziert an: 

o Lagerflächen  

o Personal welches losgelöst ist von operativ-taktischem Personal der 

Feuerwehr 

o Logistikkomponenten 

  
5. Zielsetzung 
Ziel ist es, die bestehende Feuerwehrbedarfs- und Entwicklungsplanung um eine 
systematische Betrachtung katastrophenschutzrechtlicher Fähigkeiten zu ergänzen. 
  
Hierdurch soll erreicht werden: 

• Verbesserung der Resilienz der Verbandsgemeinde 

• Ganzheitliche Betrachtung des Brand- und Katastrophenschutzes innerhalb 

der Verbandsgemeinde 

• Sicherstellung der Einsatzfähigkeit auch bei langandauernden Schadenslagen 

• bessere Verzahnung mit den Strukturen des Landkreises 

• Schaffung belastbarer Entscheidungsgrundlagen für Politik und Verwaltung 

  
 6. Maßnahmenvorschlag 

• Es wird vorgeschlagen, den bestehenden bzw. fortzuschreibenden 

Feuerwehrbedarfsplan um ein eigenständiges Kapitel 

• „Katastrophenschutzfähigkeiten und Resilienz“ zu erweitern. 

• Dieses Kapitel soll insbesondere folgende Inhalte umfassen und die nahtlose 

Übernahme von Lagen durch den Landkreis ermöglichen: 

  
 
6.1 Führungsstrukturen 

• Einrichtung und Betrieb eines Verwaltungsstabes 

• Schnittstellen zur Technischen Einsatzleitung 

• Definition von Alarmierungs- und Besetzungsstrukturen 
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6.2 Lage- und Informationsmanagement 
• Aufbau eines strukturierten Lagebildsystems 

• Festlegung von Meldewegen und Zuständigkeiten 

• Sicherstellung redundanter Kommunikationswege 

   
6.3 Warnung und Bevölkerungsschutz 

• Analyse der Sirenenabdeckung 

• Definition von Warnprozessen 

• Nutzung ergänzender Warnmittel 

   
6.4 Kritische Infrastruktur / Notstrom 

• Identifikation kritischer kommunaler Objekte 

• Priorisierung von Einspeisepunkten 

• Konzeption zur Notstromversorgung 

  
 6.5 Versorgung und Logistik 

• Sicherstellung der Verpflegung von Einsatzkräften 

• Aufbau logistischer Unterstützungsstrukturen 

• Planung von Material- und Personalnachführung 

   
6.6 Evakuierung und Betreuung 

• Planung von Evakuierungsszenarien 

• Festlegung von Unterbringungskapazitäten 

• Einbindung von Hilfsorganisationen 

 
 6.7 Ausbildung und Übungen 

• Durchführung regelmäßiger Stabsübungen 

• Einbindung der Verwaltung in Übungsszenarien 

• Abstimmung mit dem Landkreis 

   
 
7. Finanzielle Auswirkungen 
Die Erweiterung der Bedarfsplanung führt zunächst zu keinen unmittelbaren 
finanziellen Verpflichtungen, sondern dient der strukturierten Ermittlung von 
Bedarfen. 
Mittel- bis langfristig können sich Investitionsbedarfe insbesondere in folgenden 
Bereichen ergeben: 

• Notstromversorgung 

• Kommunikations- und IT-Strukturen 

• Ausstattung für Versorgung und Logistik 

Hierzu wurden schon notwendige Beschaffungen wie die Logistikkomponente 
Gerätewagen Logistik 2 angestoßen. Weiter die Beschaffung von Netzersatzgeräten 
und die fortwährende Arbeit des Arbeitskreises Rollcontainer. 
Um diese Ressourcen effizient unterhalten und effektiv einsetzen zu können fehlen 
jedoch notwendige Lagerflächen und Infrastruktur wie z.B. Werkstätten etc. 
Diese sind im Rahmen gesonderter Beschlussfassungen zu behandeln. 
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Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Name)  (Name)  (Name)  (Groth) 
Sachbearbeiter/in  Fachbereichsleiter/in  Beigeordnete/r  Bürgermeister 

 
 
  
 
 


